
Hartz IV über. Weiter 4,8 Prozent ha-
bendanchtrotzArbeitslosigkeitgarkei-
neAnsprüchemehr.Vieleanderemüs-
sen ihr Arbeitslosengeld aufstocken
Hier entpuppt sich als Fluch, wie
prekäre Beschäftigung und Niedri-
glöhne inDeutschlandvonPolitikund
Wirtschaft seit Jahren vorangetrie-
ben werden. Diese Formen der Be-
schäftigung fordern ihren Tribut. Die
jetzt veröffentlichten Zahlen zeigen,
dassdieArbeitslosenversicherungdar-
auf nicht vorbereitet ist. Das Armuts-
risiko für Arbeitlose ist damit im eu-
ropaweitenVergleichbesondersgroß.
Rund70ProzentderArbeitslosenhier-
zulande sind armutsgefährdet. Im
EU-Durchschnitt sind es 45 Prozent.
Ein Mindestlohn, wie ver.di ihn
seit Jahren fordert, könnte höhere
Einkommen sichern. Auch die Ar-
beitslosenversicherungmussmehrauf
unregelmäßigeErwerbs-
verläufeeinstellen.ver.di
setzt sich dafür ein, dass
die Rahmenfrist für die
Anwartschaft wieder auf
drei Jahre verlängertwird.
Insgesamt muss die sozia-
le Sicherung bei Arbeitslo-
sigkeit deutlich verbessert
werden. HEIKE LANGENBERG

So niedrig war die offizielle Arbeits-
losenquote in Deutschland schon seit
vielen Jahren nicht mehr: 7,1 Prozent
im Durchschnitt des Jahres 2011 mel-
detedieBundesagentur fürArbeit (BA).
Damit waren im Jahresdurchschnitt
knapp drei Millionen Menschen hier-
zulande ohne Arbeit. Gleichzeitig
habe die sozialversicherungspflichti-
ge Beschäftigung zugenommen, ver-
meldete BA-Vorstandsvorsitzender
Frank-J. Weise Anfang des Jahres.
Also alles bestens auf dem deut-
schen Arbeitsmarkt, trotz weltweiter
Krise? Dazu passten die Zeitungsmel-
dungen gar nicht, die ebenfalls zum
JahresbeginnfürAufmerksamkeit sorg-
ten. Nicht mal jede/r Zweite, der
arbeitslos wird, hat Anspruch auf Ar-
beitslosengeld I. Die Arbeitslosenver-
sicherung läuft trotz vieler Beitrags-
zahlungen ins Leere.
ImeuropäischenVergleichwird das
Arbeitslosengeld in Deutschland nur
recht kurz gezahlt. Ein Jahr ist der An-
spruch für jüngere Arbeitslose, für äl-
tere ist nach 24 Monaten Schluss. In
anderen europäischen Ländern wie
Frankreich oder denNiederlandenbe-
steht er mindestens doppelt so lang.
Hinzu kommt, dass immer weniger Ar-
beitslose die Voraussetzungen für den
Bezug von Arbeitslosengeld erfüllen.
Dazu müssen sie in den zwei Jahren
vor der Arbeitslosigkeit mindestens

zwölf Monate sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt gewesen sein.

Fristen verlängern und
Ansprüche erhöhen

MehralseinViertelderjenigen,dieaus
sozialversicherungspflichtiger Arbeit
heraus ohne Job dastehen, ist direkt
aufArbeitslosengeld IIangewiesenund
hat ein noch höheres Risiko, direkt in
die Armut abzurutschen. 38 Prozent
der Betroffenen müssen sofort Leis-
tungen nach dem Sozialgesetzbuch
II, also Hartz beantragen. 41 Prozent
derArbeitslosengeld-I-Bezieher/innen
schöpfen ihren Anspruch auf Arbeits-
losengeld I aus und gehen direkt in
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Der Fluch des Niedriglohns
58 % der neuen Arbeitslosen müssen sofort Hartz-Leistungen beantragen
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Dresden stellt
sich wieder quer
Protest gegen Nazi-
aufmarsch.

SEITE 2
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Das Erreichte
passt nicht
Immer noch ist die
Jobsuche für Ältere
sehr schwer.

SEITE 3

Ö D

Befristungen
als Puffer
IAB-Daten belegen
hohen Anteil zeitlich
befristeter Arbeitsver-
träge.

SEITE 4

V E R F A H R E N

Auch rückwir-
kend tarifunfähig
Dumping-Tarifverträge
der CGZP haben nie
gegolten.

SEITE 6

N RW

Baustelle Zukunft
ver.di Nordrhein-West-
falen stößt Verände-
rungsprozess im
Landesbezirk an.

SEITE 7

B U C H T I P P

Rituale in Gefahr
Eine gläserne Decke
stoppt viele Frauen auf
dem Weg nach oben.

SEITE 8

Uneinsichtig
„Ein flächendeckender, einheitlicher
gesetzlicher Mindestlohn ist mit uns
daher nicht zu machen! Nicht der
Staat legt den Lohn fest, sondern
die Tarifparteien.“

Der FDP-Vorsitzende Philipp
Rösler beim Dreikönigstreffen
seiner Partei

Z W I S C H E N R U F

Unternehmer können nichts dafür. Wenn sie mickrige Löhne zahlen, Leute
entlassen, Betriebe dicht machen. Oder satte Gewinne einstreichen. Sie kön-
nen nicht anders. Weil: Das entscheidet der Markt. Genauer gesagt: die Markt-
kräfte. Niemand kennt sie, sie haben keinen Namen und kein Gesicht. Aber sie
diktieren Preise und Renditen. Und strafen ab wie der Allmächtige – mal Grie-
chenland, mal den Euro und gerne mal eine Regierung. Vor allem, wenn sie
demokratischgewählt ist.DerMarkt, seufzendieUnternehmer resigniert.Macht,
was er will. Drückt von oben, von unten, von rechts (China), von links (USA).
Wer nicht mithält, dem droht neuerdings der „Marktaustritt“ (was der Volks-
mund bisher schlicht Pleite nannte). Ganz schlimm wird es, wenn sie sich zu-
sammenrotten. Die Märkte. Wenn sie nervös werden. Bang fragen die Unter-
nehmer: Vertrauen sie uns noch? Ziehen sie sich zurück? Und: Wann kommen
die Märkte wieder? Da hilft nur beten. Oder? MICHAELA BÖHM
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Buchtipp

Frühzeitig vorsorgen

(GL) Der Einstieg in die
Altersrente ab 67 hat
zum Jahresbeginn erneut
politische Kontroversen
ausgelöst. Zu Recht ha-
ben auch die Gewerk-
schaften vor zunehmen-
der Altersarmut gewarnt.
Stolperfallen zur Alters-
armut lauern nicht nur
bei der Rente mit 67,
sondern auch in anderen
Zusammenhängen. Dar-
auf macht die Autorin
dieses Ratgebers „Vor-
sorgen ist keine Frage
des Alters“ aufmerksam.
Er gibt wertvolle Hin-
weise für frühzeitige Vor-
sorge bei Notsituationen
durch Krankheit oder
Unfall, in denen Voll-
machten und Patienten-
verfügungen unerlässlich
sind. Auch auf Pflege-
situationen wird hier
kompetent eingegangen
wie auch auf Unterhalts-
fragen. Hilfreich sind die
zahlreichen Erläuterun-
gen für die Lebenspha-
sen bis hin zum Renten-
bezug und wie frühzeitig
finanzielle Vorsorge ge-
troffen werden sollte.
Ernüchternd fallen die
Informationen zur
Hinterbliebenenversor-
gung aus. Nützlich den-
noch die Informationen
über staatliche Hilfen
und zur Rentenbesteue-
rung. Alltagsnahe Praxis-
beispiele und Check-
listen, wie zum Beispiel
zur Berechnung der
Haushaltskosten, geben
Denkanstöße zur persön-
lichen Vorsorge.

Margit Winkler: Vorsor-
gen ist keine Frage des
Alters, Walhalla-Fachver-
lag, Regensburg,
168 Seiten, 19,90 Euro,
ISBN 978-3802939037
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(pm) Kurz vor Weihnachten hat EU-
Binnenmarktkommissar Michel Bar-
nier einenRichtlinienentwurf zurKon-
zessionsvergabevorgelegt. ver.di lehnt
den Vorschlag und die daraus resul-
tierende weitere Liberalisierung von
Dienstleistungskonzessionen ab. „Ein
solcher Schritt gefährdet die Qualität
der Dienstleistungen“, warnte ver.di-
Vorsitzender Frank Bsirske. „Für die
Beschäftigten wächst damit die Ge-
fahr des Abbaus von Arbeitsplätzen,
und es droht eine Verschlechterung
der Arbeits- und Entlohnungsbedin-
gungen.“ Der Entwurf der EU-Kom-
mission sieht vor, den europaweiten
Zugang zu Konzessionsmärkten zu

erleichtern. Das soll u. a. für die Ver-
sorgung mit Wärme und Gas, Elektri-
zität und Wasser gelten wie auch für
den öffentlichen Schienen- oder Stra-
ßenbahnverkehr,dieNutzungvonFlug-
häfen, See-oderBinnenhäfenundTer-
minaleinrichtungen,dasGesundheits-
und Sozialwesen, die gesetzliche So-
zialversicherung sowie sonstige öf-
fentlicheundprivateDienstleistungen.

Abstriche bei der Qualität

„Der durch eine solche Liberalisie-
rung ausgelöste Wettbewerb würde
wegen unzureichender sozialer Flan-
kierungvorallemüberKostensenkung
unddendamit verbundenenDruckauf

Löhne und Arbeitsbedingungen aus-
getragen“, sagte Bsirske. Gleichzei-
tig drohten den Bürgern Abstriche an
der Qualität öffentlicher Dienstleis-
tungen. Beispielsweise könnten inter-
nationaleWasserkonzernebeiderNeu-
vergabe von Konzessionen überall in
Europa kleine Wasserwerke schnell
ausstechen, die im kommunalen Ar-
beitgeberverband organisiert undmit
hohen Kosten für ökologische Quali-
tätsvorsorge belastet sind. ver.di for-
dertdeshalb,dassdieEU-Kommission
ihre fortgesetzte Liberalisierungspo-
litik beendet. Das Europäische Parla-
ment sollte als Gesetzgeber die Vor-
schläge zurückweisen.

E U - R I C H T L I N I E N

Qualität von Dienstleistungen gefährdet

(pm) Der Vorsitzende der Deutschen
Journalisten-Union in ver.di (dju),
Ulrich Janßen, hat Bundespräsident
Christian Wulff bei dessen Neujahrs-
empfang Mitte Januar zu einem Ge-
sprächüberdiePressefreiheit undden

Umgang mit Journalist/innen einge-
laden. „Die dju sieht den Umgang
des Bundespräsidenten mit der Pres-
se sehr kritisch. Wir halten es daher
für sinnvoll, uns mit Herrn Wulff di-
rektüberdieVerantwortungsowiedie

Aufgaben von Medien und Amtsin-
habern auseinanderzusetzen“, sagte
Janßen.DerBundespräsidentsagteein
Gespräch im Februar zu, ein Termin
stand bei Redaktionsschluss dieser
Ausgabevon„ver.diNEWS“nicht fest.

D J U

Gespräch mit Bundespräsident Wulff über Pressefreiheit

(pm) ver.di begrüßt die Wiederauf-
nahme der Debatte über eine Versi-
cherungspflicht zur Altersvorsorge
Selbstständiger. In der Gewerkschaft
sind mehr als 30 000 Solo-Selbst-
ständige organisiert. ver.di fordert
bereits seit Jahren eine Pflichtversi-
cherung–allerdingsunterBeteiligung
der Auftraggeber an den Vorsorge-
kosten. „In einem zukunftsfähigen
Vorsorgesystem darf es keine Rolle
spielen, welche unterschiedlichen Tä-

tigkeiten im Laufe eines Berufslebens
ausgeübt werden“, betonte ver.di-
Bundesvorstandsmitglied Elke Han-
nack. Daher sei die Altersvorsorge für
alle Erwerbstätigen und Erwerbsfor-
men anzugleichen. Das gelte auch
für die Finanzierung.
Eine armutsfeste Absicherung sei

insbesondere für gering verdienende
Selbstständige mit einer einseitig fi-
nanzierten Pflicht-Vorsorge nicht zu
erreichen. „Es ist wenig gewonnen,

wenn ausgerechnet diejenigen, die
sichkeineVorsorge leistenkönnen,da-
zugesetzlichverpflichtetwerden“,stellt
Hannack mit Blick auf die wachsen-
de Zahl gering verdienender Selbst-
ständiger fest. Eine Verpflichtung
zur Versicherung müsse daher zwar
in einem solidarischen System unter
Einbeziehung aller Erwerbstätigen
erfolgen, dochmüssten auch die Auf-
traggeber zudessenFinanzierungher-
angezogen werden.

S O L O - S E L B S T S T Ä N D I G E

Auftraggeber sollen Altersvorsorge mitfinanzieren

(red.) Am 13. Februar jährt sich die
Bombardierung Dresdens im Zweiten
Weltkrieg. Aus diesem Anlass mobili-
sieren wieder Nazis: für den 13. eher
regional, am 18. Februar planen sie
in der Elbestadt eine Demonstration
mit bundesweiter Beteiligung. ver.di
unterstützt auch in diesem Jahr wie-
der das Gegenbündnis „Dresden na-
zifrei“. Insbesondere die ver.di Ju-
gend ruft dazu auf, sich an den

Massenblockaden zu beteiligten, da-
mit der Nazi-Aufzug auch in diesem
Jahr verhindert werden kann. Es soll
an beiden Tagen Aktionen des Bünd-
nisses geben. Für den 13. Februar ist
derMahngang„Täterspuren“geplant,
fürden18. sindesdieBlockaden.Auch
derver.di-Gewerkschaftsratunterstützt
die Aktivitäten der ver.di Jugend. Die
DGB-Jugend begrüßt, dass die Stadt
DresdenProtest inHör-undSicheweite

derNazi-Demoserlaubt. „Dochgegen
Neonazis ist für uns der Einsatz zivi-
len Ungehorsams geboten, um ihnen
dievereinendeundmobilisierendeDe-
monstrationzunehmen.Wowärenwir
Gewerkschaftenheute,hättensienicht
auch kollektiv Regeln gebrochen und
sich mit der Justiz gemessen“, heißt
es in einem Newsletter der DGB-Ju-
gend. Mehr unter: https://jugend.ver
di.de/news/nazis-in-dresden-stoppen

Dresden stellt sich wieder quer



Geschönte
Statistik

Dass die offiziellen Zah-
len der Arbeitslosensta-
tistik nicht immer der Re-
alität entsprechen, hat
sich mittlerweile herum-
gesprochen. Menschen
zum Beispiel, die an be-
ruflichen Eingliederungs-
oder Weiterbildungs-
maßnahmen teilnehmen,
tauchen darin nicht
mehr auf. Ebenso über
58-Jährige, die Arbeits-
losengeld II beziehen
und schon lange kein
Jobangebot mehr be-
kommen haben. Es ist
kein Trick der Bundes-
agentur für Arbeit, dass
diese Menschen in der
offiziellen Zahl nicht er-
fasst werden. Sie setzt
damit nur die Vorgaben
um, die ihr Regierungs-
parteien gleich welcher
politischen Farbe in den
vergangenen Jahren auf-
gegeben haben. Denn
alle möchten sich mit
niedrigeren Arbeitslosen-
zahlen schmücken. In
der Statistik der Bundes-
agentur kann man aber
auch die korrekte Zahl
finden, bei der zusätzlich
alle mitgezählt werden,
die gerade „Maßnah-
men“ durchlaufen. Sie
ist nur ein wenig ver-
steckt. In der Rubrik
„Unterbeschäftigung
ohne Kurzarbeit“ waren
im Dezember knapp
3,9 Millionen Männer
und Frauen aufgeführt,
als „arbeitssuchend“
etwas mehr als 5 Millio-
nen Menschen regis-
triert. Da zeigt sich der
vermeintliche Erfolg auf
dem Arbeitsmarkt doch
gleich in einem etwas
anderen Licht als bei
2,78 Millionen offiziell
registrierten Arbeitslo-
sen.

Heike
Langenberg
ist die verant-
wortliche
Redakteurin
von „ver.di
NEWS“
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(red.) In Spanien sucht fast jeder zwei-
te Jugendliche oder junge Erwachse-
ne Arbeit. Auch andere EU-Länder
leiden teilweise unter hoher Arbeits-
losigkeit. Im Jahr 2000 hatten sich
die damaligen EU-Staaten auf die so
genannte Lissabon-Strategie verstän-
digt. Mit ihr wollten sie im Laufe von
zehn Jahren u. a. die europaweite
Beschäftigungsquote auf 70 Prozent
steigern. Doch 2010 lag sie nur bei
64,1 Prozent. Spätestens seit der Fi-
nanzkrise 2008 sei diese Strategie
gescheitert, schreiben Evelyn Räder,
Referentin für Arbeitsmarkt- und Be-
schäftigungspolitikbeimver.di-Bundes-
vorstand,undWolfgangKowalsky,Re-
ferent beim Generalsekretär des
Europäischen Gewerkschaftsbundes,
ineinemgemeinsamenAufsatz fürdie
„Sozialpolitischen Informationen“. Sie
vermissen eine koordinierte europäi-

sche Beschäftigungspolitik. Stattdes-
senhaltedieEuropäischeKommission
in neoliberaler Manier an ihrer Dere-
gulierungspolitik fest, was allenfalls
unsichere und prekäre Arbeit fördere.
Auch in der aktuellen Euro-Krise

ist nichts von einer koordinierten Be-
schäftigungspolitik nichts zu spüren.
EinestrikteSparpolitikwird immermehr
Ländern auferlegt, die Kosten der Fi-
nanzmarktkrise werden an die Be-
schäftigtenweitergereicht. Lohn- und
Sozialdumping, das die deutsche Be-

schäftigungspolitik seit Jahren kenn-
zeichnet, wird anderen europäischen
Ländern aufgezwungen.Unddas, ob-
wohl die deutsche Niedriglohnpolitik
mitverantwortlich ist für die Euro-
Krise. Denn der hohe Außenhandels-
überschuss hierzulande hat die Situ-
ation in den anderen Ländern ver-
schärft.
Um neue und nachhaltige Be-

schäftigung zu schaffen, müssen „auf
die Koordinierung der Einkommens-
entwicklungmitdemZielhöherer Löh-
ne gesetzt und der Unterbietungs-
wettbewerb im Sinne der deutschen
Lohn- und Sozialdumpingpolitik be-
endet werden“, schreiben Räder und
Kowalsky. Dabei sind auch die euro-
päischenGewerkschaftengefragt, die
sich stärker untereinander vernetzen
und ihreAktivitätenkoordinierenmüs-
sen.

E U R O P A

Nachhaltige Beschäftigung statt Lohn- und Sozialdumping

Buchtipp
Wolfgang Kowalsky, Peter Scherrer
(Hrsg.): Gewerkschaften für einen euro-
päischen Kurswechsel. Das Ende der
europäischen Gemütlichkeit, Westfäli-
schesDampfboot,Münster,183Seiten,
19,90 Euro, ISBN 978-3896918840

(hla) Seit dem 1. Januar werden die
Auswirkungen der Rente mit 67 spür-
bar. Der erste Jahrgang muss jetzt ei-
nen Monat länger arbeiten, bevor er
gesetzliche Altersgrenze erreicht. Be-
troffen ist davon der Jahrgang 1947.
Und so steigt das Renteneintrittsal-
ter Jahr für Jahr weiter, bis 67 Jahre
erreicht sind. Die Gewerkschaften kri-
tisieren die Rente mit 67 seit ihrer
„Erfindung“ durch den damaligen so-
zialdemokratischen Arbeits- und So-
zialminister Franz Müntefering.

Kritische Stimmen mehren sich
seit Jahresbeginn

Anfang des Jahres kamen zu den in-
zwischenmehrheitlich„bekehrten“So-
zialdemokraten, den Grünen und der
Linkenweitere kritische Stimmen hin-
zu.SostelltederCSU-VorsitzendeHorst
Seehofer im Januar fest, dass die Be-
schäftigungsmöglichkeiten für ältere
Erwerbstätige noch bei weiter nicht
ausreichendseien.DasbisherErreichte
passenicht, sagteSeehofereinerKlau-
sur seiner Partei Anfang Januar.
Dass es für Ältere immer sehr noch

schwer ist, sich auf dem Arbeitsmarkt

zu halten bzw. bei Arbeitslosigkeit
eineneuesozialversicherungspflichti-
ge Anstellung zu finden, zeigen auch
die Arbeitsmarktzahlen. Mit zuneh-
mendem Alter nimmt die Beschäfti-
gung ab.
ImMärz2011warennacheinerSta-

tistikderBundesagentur fürArbeit (BA)
gut 3,5 Millionen 50- bis 54-Jährige
sozialversicherungspflichtig beschäf-
tigt. Bei den 55- bis 59-Jährigen wa-
ren es zur gleichen Zeit nur 2,75Milli-
onen. Bei den 60- bis 64-Jährigen
nimmt der Wert rapide ab. Nur noch
1,2 Millionen sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigte sind hier in
derBA-Statistik verzeichnet.Allenfalls
bei den geringfügig Beschäftigten
bleibt die Quote bei den 55- bis 64-
Jährigen annähernd gleich.
Die Verlängerung der Lebensar-

beitszeit ist laut Gesetz ausdrücklich
an die Verbesserung der Beschäfti-
gungssituationÄlterer gekoppelt. Die
Verbesserungen, die in den vergan-
genen Jahren erzielt werden konn-
ten, sind aber bei Weitem noch nicht
ausreichend. Bundesministerin Ursu-
la von der Leyen (CDU) fiel daher An-

fang des Jahres auch nichts Besseres
ein, als erneut an die Arbeitgeber zu
appellieren.

Sonderregelung läßt
Arbeitslose „verschwinden“

Hinzu kommt, dass rund 100 000 Ar-
beitslose über 58 Jahre nicht in der
offiziellenArbeitsmarktstatistikgeführt
werden. Damit sinkt die Arbeitslosig-
keit in diesem Alterssegment von
9,7 auf 8,0 Prozent. Das liegt an
einer Sonderregelung, die die Große
Koalition2008eingeführthat:Danach
zählt nicht als arbeitslos, wer älter
als 58 ist, seit über zwölf Monaten
Arbeitslosengeld II bezieht und in die-
ser Zeit kein Jobangebot bekommen
hat.
So ist und bleibt die Rente mit

67 nichts anderes als ein Rentenkür-
zungsprogramm.Denn inZukunftwer-
den wohl immer mehr Menschen mit
Abschlägen in Rente gehen müssen,
weil sie im Alter keinen Job mehr fin-
den. Schon heute weisen die Statisti-
ken der Deutschen Rentenversiche-
rung sinkende Durchschnittsrenten
aus.

Das Erreichte passt nicht
Immer noch ist die Jobsuche für Ältere sehr schwer
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Buchtipp

Gute Arbeit

(hla) Das Handbuch
Gute Arbeit beschäftigt
sich 2012 mit dem Ar-
beitsstress. Da Burnout
und andere Folgen des
ständig wachsenden
Arbeitsdrucks derzeit in
den Medien ziemlich
flächendeckend thema-
tisiert werden, passen
die veröffentlichten
Aufsätze gut zu dieser
Diskussion. Immerhin
leidet fast jeder zweite
Beschäftigte heute unter
starkem Zeit- und Ter-
mindruck. Mit ihrem
Projekt „Gute Arbeit“
wollen die Gewerkschaf-
ten diesem Trend etwas
entgegensetzen. Daher
werden in einem Teil des
Buches auch gewerk-
schaftliche und betrieb-
liche Initiativen dazu
vorgestellt. In anderen
Aufsätzen geht es um
eine Bestandsaufnahme
und den arbeitspoliti-
schen Gestaltungsbe-
darf.

Lothar Schröder, Hans-
Jürgen Urban (Hrsg.):
Gute Arbeit, Ausgabe
2012, Zeitbombe
Arbeitsstress – Befunde,
Strategien, Regelungs-
bedarf, Bund-Verlag,
Frankfurt/Main,
491 Seiten, 39,90 Euro,
ISBN 978-3766361073.

Es gibt von dem Buch
eine ver.di-Sonderauf-
lage, die ver.di-Mitglie-
der direkt beim Bund-
Verlag bestellen kön-
nen. Sie kostet 12 Euro,
weitere Rabatte richten
sich nach der Zahl der
bestellten Exemplare.
Das Bestellformular
findet sich unter
http://innotech.verdi.de

4

Alpenland
(pm) Ende Dezember wurden die seit
zwei Jahren laufenden Tarifverhand-
lungen zwischen ver.di und der Al-
penlandPflegeheimeBerlinGmbHab-
geschlossen.DieBeschäftigtenerhalten
seit dem 1. Januar 2012 mindestens
2,5 Prozent mehr Gehalt sowie eine
Einmalzahlung in Höhe von 235 Eu-
ro. Die Pflegebeschäftigten erhalten
überproportionaleAnpassungen; ins-
gesamt erfolgen Anpassungen in Hö-
he von 137 bzw. 250 Euro in den ers-
ten beiden Jahren der Laufzeit des
Tarifvertrags. Außerdem wurden Ver-
einbarungen über Schicht-, Wechsel-
schicht- und Funktionszulagen, di-
verse Zuschläge und auch Boni für
„Holen aus dem Frei“ getroffen. Hin-
zu kommen zusätzliche freie Tage,
die Erhöhung des Urlaubsanspruchs,
der Erhalt der Fünf-Tage-Woche als
Planungsgrundsatz sowie eine Vor-
teilsregelung für ver.di-Mitglieder.Der
Anschluss an den Tarifvertrag von Al-
penland im Westteil der Stadt wurde
allerdings noch nicht geschafft.

Deutsche Post AG
(pm) Das Entgelt der 130 000 Tarif-
beschäftigten der Deutschen Post AG
wird zum 1. April 2012 linear um
4,0Prozentangehoben.DieVergütung
fürAuszubildendeundStudierendean
Berufsakademienwurde rückwirkend
zum 1. Januar um 50 Euro im Monat
erhöht. Dieses Ergebnis erreichte
ver.di inderdrittenVerhandlungsrunde
Mitte Januar. Bereits in der zweiten
Verhandlungsrunde Mitte Dezember
hattever.di einTeilergebniserzielt.Da-
nach erhalten die Tarifbeschäftigten
im Januar eine Einmalzahlung in
Höhe von 400 Euro. Außerdem wird
die so genannte Postzulage für die
rund 50 000 Beamt/innen über den
31. Dezember 2011 hinaus weiterge-
zahlt. Sie erhalten außerdem im Fe-
bruar 230 Euro als Einmalzahlung.

Der Tarifvertrag läuft bis zum31.März
2013.

Lufthansa
(pm) Für die Vergütungsrunde 2012
haben ver.di und die Unabhängi-
ge Flugbegleiter-Organisation (UFO)
die Bildung einer Tarifgemeinschaft
vereinbart. Basis ist die gemeinsame
Forderung nach 6,1 Prozent mehr
Gehalt für die Lufthansa-Beschäftig-
ten. Die zweite Verhandlungsrunde
ist für den24.und25. Januar in Frank-
furt/Main angesetzt.

Santander
(pm) Die Santander Consumer Bank
und die Geobank haben zum ersten
Mal in ihrer Geschichte einen Tarif-
vertrag mit ver.di abgeschlossen. Da-
mit konnte die Schließung der Stand-
orte Hamburg, Frankfurt/Main und
Mannheim zum 31. Dezember 2012
verhindert werden. Die Arbeitsplätze
dort sind durch den Vertrag in der

Regel bis zum 30. Juni 2014 garan-
tiert. In dem Tarifvertrag wurden aber
auch der Übergang und Abfindun-
gen für die betroffenen Beschäftig-
ten geregelt.

Telekom
(pm) Ende Januar sollen die Tarifver-
handlungen für die Beschäftigten der
Deutschen Telekom AG, der Telekom
DeutschlandGmbH,denT-Service- so-
wie den T-Systems-Gesellschaften be-
ginnen. ver.di geht in diese Verhand-
lungen mit einer Forderung nach 6,5
ProzentmehrGehalt bei einer Laufzeit
von zwölf Monaten. Untere Einkom-
mensollenmit tabellenwirksamenMin-
destanhebungengestärktwerden.Aus-
zubildende sollen 70 Euro monatlich
mehr bekommen, niedriger bezahlte
AusbildungsberufeaufeinhöheresBe-
zahlungsniveau angehoben werden.
Darüberhinaus soll derAusschlussbe-
triebsbedingter Beendigungskündi-
gungen verlängert werden.

T A R I F L I C H E S

(red.) In Deutschland verdienen Frau-
en immer noch durchschnittlich rund
23 Prozent weniger als Männer. Da-
her ist die Entgeltgleichheit einer der
Schwerpunkte der ver.di-Frauen- und
Gleichstellungspolitik. Um dieser For-
derung Nachdruck zu verleihen, pla-
nen die ver.di-Frauen eine Postkar-
tenaktion in der Zeit vom Frauentag
bis zumEqual-Pay-Day, also zwischen

dem 8. und dem 23. März. Die Post-
karten sind an Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) gerichtet und
sollen sie daran erinnern, dass das
Grundgesetz den Staat verpflichtet,
auf die Durchsetzung der Gleichbe-
rechtigung hinzuwirken. Für ver.di
gehören dazu die Sozialversiche-
rungspflicht für alle Beschäftigungs-
verhältnisse, ein gesetzlicher Min-

destlohn in Höhe von 8,50 Euro pro
Stundesowieverbindlichegesetzliche
Regelungen zur Durchsetzung der
Entgeltgleichheit. Die Postkarten und
ein ergänzender Flyer können ver.di-
Gliederungen bestellen unter https://
frauen.verdi.de/materialien. Die Ma-
terialen eignen sich auch zum Vertei-
len bei betrieblichen Aktionen oder
an Infoständen.

Postkarten an die Bundeskanzlerin

K Ü N D I G U N G S T E R M I N K A L E N D E R

für die ver.di-Lohn- und Gehaltstarifrunden 2012

Kündigungs-
termin

Tarifbereich

31. Januar

29. Februar

31. März
31. Mai
31. August

30. September

31. Oktober
31. Dezember

Deutsche Telekom AG,
Deutsche Telekom Servicegesellschaften mbH, Ost und West
Öffentlicher Dienst, Sparten-TV „Nahverkehr“ Saar
Öffentlicher Dienst, Bund und Gemeinden, Bundesagentur für Arbeit,
Deutsche Rentenversicherung Bund, Tarifgemeinschaft Deutschen
Rentenversicherung, Knappschaft-Bahn-See, Deutsche gesetzliche
Unfallversicherung, Bundeseisenbahnvermögen jeweils Ost und West,
Sparten-TV „Nahverkehr“ Niedersachsen, NRW, Rheinland-Pfalz,
Baden-Württemberg, Sachsen, Landschaftsverbände Westfalen-Lippe
und Rheinland
Bankgewerbe (ohne Genossenschaftsbanken) Ost und West
Privates Verkehrsgewerbe Baden Württemberg, Südbaden
Öffentlicher Dienst, Sparten-TV „Nahverkehr“ Bayern
Papier und Pappe verarbeitende Industrie Ost und West
Energiewirtschaft NRW (GWE-Bereich), Energieversorgung Bayern
Privates Verkehrsgewerbe (Güterkraftverkehr, Speditionen)
Hamburg, Bayern
Private Energieversorgung Baden-Württemberg
Privates Verkehrsgewerbe Schleswig-Holstein
Öffentlicher Dienst Länder West und Ost (ohne Berlin)
WohnungswirtschaftWest und Ost
Tarifgemeinschaft Energie (u.a. Eon Energie AG)

Quelle: WSI-Tarifarchiv
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Nachhaltige
Finanzierung
ist die Lösung
Bei befristeten
Arbeitsverhältnissen
nimmt der öffentliche
Dienst weiterhin eine
Spitzenposition ein.
Woran liegt das?

Haushalts- und Projekt-
mittel, die nur für einen
begrenzten Zeitraum ver-
geben werden, spielen in
den sozialen Dienstleis-
tungen eine wichtige
Rolle. Generell erhöhen
Befristungen den Flexibi-
litätsspielraum des Ar-
beitgebers. Angesichts
der Schuldenkrise und
knapper Haushalte zö-
gert der Staat bei unbe-
fristeten Verträgen.

Betriebs- und Per-
sonalräte sagen oft:
Lieber befristet als
arbeitslos! Stimmt
das?
Das hängt von den Alter-
nativen ab. Wäre der be-
troffene Arbeitnehmer,
wenn es keine Befristung
gäbe, arbeitslos? Oder
hätte er einen unbefris-
teten Vertrag? Bisher hat
die Forschung noch kei-
ne eindeutige Antwort
gefunden.

Würde ein generelles
Verbot der sachgrund-
losen Befristung weiter
helfen?

Vermutlich nicht. Es wür-
de möglicherweise zum
Ausweichen auf Befris-
tungen mit Sachgrund,
auf Leiharbeit oder freie
Mitarbeit führen.
Wo ist dann
anzusetzen?

Der Staat hätte es mit
einer längerfristigen und
nachhaltigen Finanzie-
rung öffentlicher Dienst-
leistungen auch ohne ar-
beitsrechtliche Reformen
in der Hand, die Anzahl
befristeter Verträge zu
begrenzen.

Ö F F E N T L I C H E R D I E N S T

I N T E R V I E W

Christian
Hohendanner
untersucht am
IAB „Betriebe
und Beschäf-
tigung“

5

(red.) ver.di hat eine Broschüre
herausgegeben, in der die Tarifver-
träge kommentiert werden, die die
DGB-Tarifgemeinschaft mit dem
Bundesarbeitgeberverband der Per-
sonaldienstleister (BAP, ehemals
Bundesverband Zeitarbeit) und mit
demInteressenverbandDeutscherZeit-
arbeitsunternehmen (IGZ) abge-
schlossen hat.
Diese Tarifverträge seien, so ver.di-

Bundesvorstandsmitglied Petra Gers-
tenkorn imVorwortderBroschüre,zwar

„nicht das Gelbe vom Ei“, dazu sei
der Organisationsgrad in der Bran-
che zu gering. Dennoch würden die
Arbeitgeber immer noch versuchen,
sie zu unterlaufen. „Tarifverträge ent-
falten ihren realen Wert für die Be-
schäftigten nur dann, wenn sie in den
Betriebenrichtigangewendetwerden.
Unabdingbare Voraussetzung hierfür
ist, dass die Kolleginnen und Kolle-
gen ihre tariflichen Rechte und An-
sprüche kennen“, so Gerstenkorn
weiter.

Dazu soll die Broschüre beitragen.
SieerläutertdiebeidenTarifwerkepra-
xisnah und verständlich aus Arbeit-
nehmersicht.Außerdementhält siedie
wichtigsten Merksätze für die Leihar-
beit, die Praxishilfe „Jeder Cent zählt“
und viele nützliche Tipps und Adres-
sen. Zielgruppe sind Beschäftigte so-
wie betriebliche Interessenvertreter/
innen inVer-undEntleihbetrieben.Die
Broschüre kann kostenlos herunter-
geladen werden unter www.hundert
prozentich.de/tarifvertraege.html

L E I H A R B E I T

Die Tarifverträge kennen

(hbf) Ob es um die Begleitung von
JugendlichenbeimBerufseinstieggeht
oder um die Erwachsenen-Alphabe-
tisierung: Viele pädagogische Fach-
kräfte mit einschlägigen Kenntnissen
und Erfahrungen warten gerade dar-
auf, sichneubewerbenzukönnen.Vor-
aussetzung: Bund und Länder geben
versprochene Projektmittel frei, wenn
es ganz gut geht, für Stellen auf drei
Jahre. Dass ihre Jobs befristet sind,
daranhabensie sich längstgewöhnen
müssen.
Das Institut für Arbeitsmarkt- und

Berufsforschung (IAB) der Bundes-
agentur fürArbeit untersucht seit Jah-
ren, wie viele Stellen befristet verge-
ben werden. Der öffentliche Dienst
schneidetschlechtdabeiab.„Die jüngs-
ten Zahlen bestätigen“, sagt IAB-
ForscherChristianHohendanner, „dass
bei Neueinstellungen Befristungen
sowohl inderöffentlichenVerwaltung
weiterhin eine große Rolle spielen als
auch bei den überwiegend staatlich
gesteuerten oder finanzierten Ein-
richtungen imSozial-, Erziehungs-und
Gesundheitswesen.“ In den Verwal-
tungen von Bund, Ländern und Ge-
meindenbeispielsweisewirdnurnoch
höchstens ein Job von dreien als Dau-
erarbeitsplatz vergeben.
Dasses inBranchenmithohemFrau-

enanteil eines„Flexibilitätspuffers“be-
darf, um Schwangerschaft und El-
ternzeit zu überbrücken, das ist die
eineErklärungderArbeitsforscher.Wei-
tere Ursachen liegen darin, dass die
Arbeitgeber einfachSpielraumbeider
Personalplanung haben wollen. Vor

allem aber werden oft Haushaltsmit-
tel nur noch auf Zeit gewährt – für
eigentlicheDaueraufgaben(sieheInter-
view).
Immerhin, soergab jüngst eineStu-

die des Instituts Arbeit und Qualifi-
kation (IAQ) der Universität Duisburg,
sind die befristet Beschäftigten im
öffentlichen Dienst „deutlich selte-
ner als im Durchschnitt der Gesamt-
wirtschaft von Niedriglöhnen betrof-
fen“. Das heißt: Sie können eher von
Arbeit und Lohn leben – zumindest,
solange ihr Vertrag läuft.
Gegenwehr ist schwer. Nur auf Zeit

Angestellte sind nicht leicht zu orga-
nisieren und scheuen eher davor zu-
rück, sich als kämpferisch zu expo-
nieren. Dazu kommt, dass es bei Jobs
in Erziehung, Gesundheit und Pflege
oft kirchliche Arbeitgeber sind, die
ihrenBeschäftigtennureingeschränkte

Mitsprache zugestehen. Da heißt es
klein anfangen: „Es geht um Aufklä-
rung und Vernetzung“, betont ver.di-
Sekretärin Irene Gölz, die sich – zu-
nächst in Bayern und nun in
Baden-Württemberg – um die Be-
schäftigten bei evangelischer Kirche
und Diakonie kümmert.
Bei der Bundesagentur für Arbeit

selbst bemüht sich der Personalrat,
dass nie sehr viel mehr als zehn Pro-
zent der Beschäftigten einen Zeitver-
traghabenunddassechteSachgründe
die Befristung rechtfertigen. Generell
sind Betriebs- und Personalräte bei
ihrer Haltung zu befristeten Stellen
meisthin-undhergerissen: Ist esnicht
besser, fragen sie sich, im Auf und
Ab der Konjunktur Verträge auf Zeit
zu nutzen, statt festes Personal ent-
lassenzumüssen?EineschwierigeAb-
wägung mit Erpressungspotenzial.

Befristungen als Puffer
IAB-Daten belegen hohen Anteil zeitlich begrenzter Arbeitsverträge / Schwierige Gegenwehr

Öffentliche
Verwaltung

Erziehung und
Unterricht

Gesundheits- und
Sozialwesen

A N T E I L B E F R I S T E T E R N E U E I N S T E L L U N G E N

bei öffentlichen Dienstleistungen (in Prozent)

Quelle: IAB-Betriebspanel* 1. Halbjahr

2008* 2009* 2010*

66 68
72

81
74

69

57 58 57
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Ratgeber

Energieeffizienz

(hbf) Wie nutzen wir
hier die Prozesswärme?
Sind die elektrischen
Antriebe stromsparend?
Reichen Raumtempera-
tur und Beleuchtung
aus? Gibt es bessere Lö-
sungen? Der optimale
Umgang mit Energie im
Unternehmen nützt
nicht nur der Umwelt;
oft verbessern sich so
auch Arbeitsbedingun-
gen. „Aktiv werden für
Energieeffizienz. Leitfa-
den für Betriebsräte und
Beschäftigte“ heißt eine
36-Seiten-Broschüre der
Hans-Böckler-Stiftung
und des Instituts für
ökologische Wirtschafts-
forschung (IÖW) mit
konkreten Handlungsan-
leitungen, Service-Tipps
und Branchenbeispielen.
Hilfreich ist beispiels-
weise die Gegenüber-
stellung von unterstüt-
zenden und hemmenden
Faktoren: Wenig passiert
etwa im Unternehmen,
solange nicht geklärt ist,
wer für Energiefragen
zuständig ist. Positiv
wirken sich Impulse
eines externen Energie-
beraters aus oder auch
das Interesse der Chefs,
als ökologische Vorreiter
Imagegewinne zu erzie-
len. Deutlich wird in
dem Ratgeber, wie viele
Fördermöglichkeiten es
gibt für energieeffizien-
tes Wirtschaften. Ent-
scheidend ist, den ers-
ten Schritt zu tun.

Bestellbar bei:
vertrieb@ioew.de oder
Institut für ökologische
Wirtschaftsforschung
(IÖW), Berlin,
Telefon 030/884594-0.
Download unter:
www.ioew.de
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(pm) Leiharbeitnehmer/innen sind ih-
remZiel, fürgleicheArbeit auchgleich
bezahlt zuwerden,einengroßenSchritt
näher gekommen: Das Berliner Büro
der DGB Rechtsschutz GmbH hat am
9. Januar 2012 in einem Beschluss-
verfahren vor dem Landesarbeits-
gericht Berlin-Brandenburg nach
eigenen Angaben erreicht, dass die
Tarifgemeinschaft Christlicher Ge-
werkschaften für Zeitarbeit und Per-
sonal-Service-Agenturen (CGZP) auch
rückwirkend fürnicht tariffähigerklärt
wurde. Damit sind die von ihnen ab-
geschlossenen Tarifverträge aus den
Jahren2004,2006und2008nichtgül-
tig.
Der Grundsatz „gleiches Geld für

gleiche Arbeit“ von fest angestellten
und ausgeliehenen Beschäftigten in
einem Betrieb ist im Arbeitnehmer-
überlassungsgesetz (AÜG) festge-
schrieben. Allerdings ist eine Aus-
nahmeregelung zugelassen, wenn es
davonabweichendeTarifverträgegibt.
Diese Ausnahmeregelung haben sich

Arbeitgeber zunutze gemacht, indem
siemitder TarifgemeinschaftCGZPTa-
rifverträgemitdeutlichgeringererEnt-
lohnung abgeschlossen haben.
Dagegen hattenmit Unterstützung

desDGB-Rechtsschutzesund ihrerEin-
zelgewerkschaften bundesweit viele
Leiharbeitnehmer/innen vor Gericht
geklagt. Bereits im Dezember 2010
hatte das Bundesarbeitsgericht fest-
gestellt, dass die CGZP nicht über
die erforderlichen rechtlichen Vor-
aussetzungen verfügt, um eigene Ta-
rifverträgeabschließenzukönnen.Der
jetzige Beschluss des Landesarbeits-
gerichtesBerlin-Brandenburgerweitert
diese Tarifunfähigkeit nun auf Tarif-
abschlüsse in der Vergangenheit.
Damit können jetzt die jeweiligen
„Equal-Pay-Verfahren“ vor den Ar-
beitsgerichten weitergeführt werden.
ManfredFrauenhoffer, derals Jurist

und Teamleiter der DGB Rechtsschutz
GmbH Berlin das Verfahren vor dem
Landesarbeitsgericht geführt hat, äu-
ßert sich zuversichtlich: „Es ist davon

auszugehen, dass diese Verfahren er-
folgreich ausgehen werden. Unsere
Mandantenwerdenmit einer Zahlung
ihres entgangenen Lohnes rechnen
können.“DinaBösch, imver.di-Bundes-
vorstand für Recht und Rechtsschutz
zuständig, hofft nach dem Berliner
LAG-Urteil, dass „die Verleiher nun
endlich aufhören mit dem skandalö-
sen Versuch, sich für die Vergangen-
heit aufVertrauensschutz zuberufen".
Bösch gegrüßte auch die Nichtzulas-
sungderRechtsbeschwerdegegendie
LAG-Entscheidung und forderte die
Bundesregierung auf, den Verleihern
entgegenzutreten,die sichmitdemAr-
gument des Vertrauensschutzes ih-
ren Zahlungsverpflichtungen entzie-
hen wollten. Die Gewerkschafterin:
„Da wird die Insolvenz der Verleiher
als Drohkulisse an die Wand gemalt,
die Situation der betroffenen Leihar-
beitnehmerinnen und Leiharbeitneh-
mer jedoch völlig ausgeblendet.“
Aktenzeichen:24TaBV1285/11und

andere.

Auch rückwirkend tarifunfähig
Dumping-Tarifverträge der CGZP haben nie gegolten – DGB-Musterverfahren erfolgreich

(pm)EndetseinArbeitsverhältnis,wäh-
rendeinArbeitnehmerarbeitsunfähig
erkrankt ist, muss er sich dieser bei
Weiterbestehen der Arbeitsunfähig-
keit (AU) jeweilsamletztenaufderAU-
Bescheinigung eingetragenen Tag er-
neutkrankschreiben lassen.Ansonsten
erlischtderAnspruchaufKrankengeld.
Darauf weist die DGB Rechtsschutz

GmbH hin. Die Krankenkassen ver-
langen eine „nahtlose Arbeitsunfä-
higkeit".Diese istallerdingsnichtmehr
gegeben, wenn der Arbeitnehmer bei
Ende der Arbeitsunfähigkeit etwa am
Freitag mit dem Besuch beim Arzt
und damit mit einer erneuten AU-Be-
scheinigung noch bis zum folgenden
Montag wartet.

In den meisten Fällen, so die Er-
fahrung der örtlichen DGB-Rechts-
schutzbüros, ist der Verlust des Kran-
kengeldanspruchs nicht mehr zu
reparieren. Langzeiterkrankte Arbeit-
nehmermitKrankengeldanspruchsoll-
ten deshalb grundsätzlich dafür sor-
gen, dass ihreArbeitsunfähigkeit vom
Arzt lückenlos bescheinigt wird.

S O Z I A L R E C H T

Anspruch auf Krankengeld nur bei „nahtloser Arbeitsunfähigkeit”

A K T U E L L E U R T E I L E

Leiharbeiter/innen
zählen mit beim
Interessenausgleich
(bag)DasBundesarbeitsgericht (BAG)
hat erstmals entschieden, dass Leih-
arbeiter/innen, die länger als dreiMo-
nate beim Entleiher eingesetzt sind,
bei den Schwellenwerten des Be-
triebsverfassungsgesetzes berück-
sichtigt werden müssen. Der konkre-
teFallbetrafeinenInteressenausgleich.
Interessant ist in diesem Zusammen-
hang die Frage, ob das BAG künftig
in anderen Fallkonstellationen – et-

wa bei der Ermittlung der Größe des
Betriebsrates und der Bestimmung
derFreistellungsansprüche–diewahl-
berechtigtenLeiharbeitnehmer/innen
mitzählt, obwohl sie nicht in einem
Arbeitsverhältnis zum Entleiher ste-
hen.
Aktenzeichen: 1 AZR 335/10

Beziehung zwischen
Kollegin und Kollege
kein Kündigungsgrund
(bs)Besteht ineinemBetriebzwischen
einer Kollegin und einem Kollegen

eine intimeBeziehung,so istdasgrund-
sätzlich kein „kündigungsrelevantes
Verhalten”–esseidenn,dadurchwür-
den arbeitsvertragliche Pflichten ver-
letzt. Aber auch dann bedürfe es im
Regelfall einer Abmahnung, ehe eine
Entlassungausgesprochenwerde.Der
Arbeitgeber müsse aber auf jeden
Fall konkret darlegen, inwieweit und
zuwelchenZeitendurchdieBeziehung
Betriebsabläufe gestört worden sein
sollen, so dass Landesarbeitsgericht
Rheinland-Pfalz.
Aktenzeichen: 9 Sa 150/10



Ergebnisoffen
diskutieren
Was hat Euch dazu
veranlasst, den
Prozess „Baustelle
Zukunft“ anzustoßen?

Wir haben die Erfahrung
gemacht, mit immer we-
niger Ressourcen an Per-
sonal und Sachkosten
auskommen zu müssen.
Schaffen wir keine er-
folgreiche Trendwende in
der Mitgliederentwick-
lung, wird dieser Prozess
weitergehen. Wir müs-
sen das Ruder herumrei-
ßen. Ein weiter so kann
und darf es nicht geben.
Die ‚Baustelle Zukunft
NRW‘ soll ergebnisoffen
Wege aufzeigen, wie der
Landesbezirk fit für die
Zukunft gemacht wird.

Wo liegen die
Schwerpunkte?

Ein zentrales Thema
bleibt die Mitgliederent-
wicklung. Bei den unter
40-Jährigen haben wir
mächtige Defizite. Be-
triebs- und Personalrä-
ten, Vertrauensleuten
und Betriebsgruppen-
sprecher/innen kommt
bei der Mitgliedergewin-
nung und der betrieb-
lichen Kommunikation
eine Schlüsselrolle zu.
Hier gilt es anzusetzen.
Bei der Betriebs- und
Branchenanalyse muss
ausgelotet werden, wo
unsere Potenziale für ei-
ne positive Entwicklung
liegen. Intern müssen
wir uns die Frage stellen,
ob wir administrativ und
strukturell richtig aufge-
stellt sind. Dazu gehört
zwingend, die Zu-
sammenarbeit in der
Matrix weiterzuentwik-
keln. Und der gesamte
Prozess wird ergebnisof-
fen geführt. Wir haben
keine fertigen Konzepte
und Antworten.
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N O R D R H E I N - W E S T FA L E N

I N T E R V I E W

Gabriele
Schmidt
ist ver.di-
Landesleiterin
in Nordrhein-
Westfalen
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(hla) Beim ver.di-Bundeskongress
letztes Jahr in Leipzig konnten be-
kanntlich nicht alle Anträge beraten
werden. Ein Teil wurde an den Ge-
werkschaftsrat (GR)überwiesen. Insei-
ner Sitzung Mitte Dezember hat sich
der GR mit den Anträgen zur Ener-
giepolitikbeschäftigt.MitderAnnahme
des Antrags H001 spricht sich ver.di
dafür aus, das Energiesystem umzu-
gestalten.Zielesinddabei,Klimaschutz
undNachhaltigkeit zuerreichensowie
Beschäftigungzusichern.MitdemBe-
schluss fordert ver.di die Bundesre-
gierung auf, im Konsens mit allen Be-

teiligten „eine rechtssichere und un-
anfechtbare gesetzliche Grundlage
zumgeordnetenAusstiegausderKern-
energie“ zu schaffen. Gleichzeitig sol-
len fürdieZeit nachderStilllegungder
Anlagen rechtssichere Vereinbarun-
gen zur Beschäftigungssicherung der
Belegschaften indenKernkraftwerken
mit den Betreibergesellschaften ge-
schlossen werden.
Als Schwerpunkte eines nachhalti-

gen und an sozialen Zielen ausge-
richteten Energiekonzepts gelten für
ver.dinachdemBeschlussu.a.diewei-
tereErforschung,EinführungundNut-

zungerneuerbarerTechnologien inder
Strom- und Wärmeerzeugung sowie
der Ausbau der Kraft-Wärme-Kopp-
lung.
IneinemweiterenThemenkomplex,

den der Gewerkschaftsrat in der Sit-
zung behandelt hat, wurde beschlos-
sen,dassdieMitgliederzeitung„ver.di
PUBLIK“künftigmitachtAusgaben im
Jahrerscheinensoll. 2011warsienoch
neun Mal herausgekommen. Weitere
überwiesene Anträge werden in der
GR-Sitzung imMärz beraten. Sie wur-
de aus diesem Grund um einen Tag
verlängert.

G E W E R K S C H A F T S R A T

Nachhaltiger Klimaschutz

(hla) Der ver.di-Gewerkschaftsrat hat
währendseinerSitzungMitteDezember
eine Steuerungsgruppe zur Weiter-
entwicklung der Budgetierungsricht-
linie eingerichtet. Sie besteht aus 16
Mitgliedern, die Gewerkschaftsrat,
Bundesvorstand, Landesbezirke, Be-
zirke und Fachbereiche vertreten. Bis

zur nächsten Sitzung des Gewerk-
schaftsrats Mitte März soll das Gre-
mium einen ersten Entwurf zu Eck-
punktenundVeränderungsrichtungen
vorlegen. Bei seiner Sitzung Mitte
Juni will der Gewerkschaftsrat bereits
darüber beschließen. Der ver.di-
BundeskongresshattemitdemAntrag

N001 dieses Verfahren vor der Ver-
abschiedung einer neuen Budgetie-
rungsrichtlinie bzw. der Festlegung
einer neuen Ressourcen- und Aufga-
benverteilung gefordert. Grundlage
möglicher Veränderungen sollen die
in der Satzung festgelegten Struktu-
ren sein.

B U D G E T I E R U N G

Steuerungsgruppe hat ihre Arbeit aufgenommen

(ree) Bereits im vergangenen Jahr hat
der ver.di-Landesbezirk Nordrhein-
Westfalen einen grundlegenden Ver-
änderungsprozess gestartet. Er trägt
den Namen „Baustelle Zukunft NRW“
und ist bis 2013 angelegt. Ziel ist es,
zentrale Zukunfts- und Strukturfra-
gen zu diskutieren und mittelfristig
zu lösen. Um die Diskussion zu struk-
turieren, hat der Landesbezirksvor-
stand, der den gesamten Prozess ver-
antwortet, fünfThemenfelderbenannt:
1. Ergebnisse. Hier stehen Fragen

der Mitgliedschaft und der Mitglie-
derentwicklung im Fokus.
2. Branchen-undBetriebsarbeit.

Ohne gute Branchen- und Betriebs-
arbeit gibt es keine erfolgreiche Ge-
werkschaft.
3. Betriebswirtschaft. In diesem

Themenfeld geht es um die finanziel-
leundpersonelleHandlungsfähigkeit.
4. Führung und Zusammenar-

beit. Fragen der praktizierten Matrix
stehen im Fokus dieses Themenfelds.

5. Kultur und Vertrauen. Wert-
schätzung,Verbindlichkeit,Organisa-
tionserfolgvorEigeninteressesindhier
die zentralen Überschriften.
„Wir wollen mit der Baustelle Zu-

kunftNRWdasgesamteSpektrumun-
sererArbeit einerPrüfungunterziehen
und einen grundlegenden Verände-
rungsprozessanstoßen“, sover.di-Lan-
desleiterin Gabriele Schmidt. Für die
operative Arbeit hat der Landesbe-
zirksvorstand einen „Ausschuss Bau-
stelle Zukunft“ berufen. Er ist haupt-
und ehrenamtlich besetzt mit Vertre-
ter/innendesLandesbezirksvorstands,
der Landesleitung, der Fachbereiche,
der Bezirke, der Jugend und des Be-
triebsrats. Der Ausschuss berät den
Landesbezirksvorstandundnimmt fol-
gende Aufgaben wahr:

● ZukunftsfähigeVorschlägezuden
einzelnen Themenfeldern entwickeln
und über die vorhandenen Struktu-
ren und tradierten Arbeitsformen hin-
ausdenken.

● Erarbeitung von wirksamen und
umsetzungsfähigen Lösungen.

● Prozesssteuerung und Organisa-
tion der Beteiligung.

40 Prozent Quote für „U-40“?

Eine erste provokante These beschäf-
tigt sichmitderMitgliederentwicklung:
„Wollen wir weiterhin eine Gewerk-
schaft sein oder sind wir in Zukunft
ein Senioren-Interessensverband“.
ver.di-NRW, so das nüchterne Fazit,
steuert auf einen demografischen
Kollaps zu. Die Zahl der Mitglieder
im Alter zwischen 28 und 39 Jahren
geht kontinuierlich zurück. Eine erste
möglicheAntwort imProzessBaustelle
auf das „U-40-Problem“: Wie wäre
es mit der Einführung einer Quote
40:40? Das hieße: 40 Prozent der Sit-
ze für die unter 40jährigen in allen
ver.di-Gremien, auf allen Kandidat/
innenlisten, bei der Einstellung von
Hauptamtlichen – und 40 Prozent
des Budgets für diese Zielgruppe.

Baustelle Zukunft
ver.di-NRW stößt Veränderungsprozess im Landesbezirk an



In Kooperation mit ver.di findet am
23. und 24. Februar 2012 in Berlin
die 4. Fachtagung Psychiatrie statt.
Schwerpunkt sind in diesem Jahr The-
men rund um Personal – Manage-
ment – Mitbestimmung. Die Fach-
tagung soll unterschiedlichen Akteu-
ren der Gesundheitswirtschaft eine
PlattformzumDialogbieten.Mehrda-
zu unter www.fachtagung-psycha
trie.de
Vom 27. bis 29. Februar lädt ver.di

b+b zu einer tarifpolitischen Tagung
zumThemaEntlohnung inCall-Cen-
tern ein. Schwerpunktthema ist der
Mindestlohn, außerdem geht es um
Mitbestimmungsrechte und Gestal-
tungsspielräume für Betriebsräte bei
derEntlohnung.DieTagungsoll inBer-
lin stattfinden. Mehr dazu unter:
www.verdi-bub.de, Seminarnummer
F132-1202271.

Ende der 1980er Jahre hat ein Sozio-
logieprofessoranderUniMünsterden
Frauen in seinen Seminaren einen
guten Rat für das wahre Leben außer-
halb der Hörsäle mit auf den Weg ge-
geben. „Die Männer haben sich gut
eingerichtet im Leben. Fragen Sie sich
immer, warum sie Ihnen freiwillig und
ohne Not ein Stück von ihrer Be-
quemlichkeit abgeben sollten“, sagte
er sinngemäß.
Rund25 Jahre späterbestätigendie

Wirtschaftswissenschaftlerin Kyra ter
Hornunddie JuristinAnjaTheurer,dass
diese Frage immer noch ihre Berech-
tigung hat – auch wenn die Realität
scheinbar eine andere geworden ist.
Eine Frau ist Bundeskanzlerin, mit sie-
ben Kindern kann eine andere ein
Bundesministerium leiten, und mehr
Frauensindberufstätig.Dasweibliche
Geschlecht ist beruflich auf dem Vor-
marsch. Aber gleichberechtigt?
Bei den Gehältern sind ihnen die

Männer immer noch um durch-
schnittlich23Prozent voraus. Jehöher

es geht in den Hierarchien, desto sel-
tener werden Frauen. Warum sollten
Männer einen Teil der erreichten Be-
quemlichkeit aufgeben? Hier sind sie
noch weitgehend unter sich. In vie-
len Firmen ist es häufig allenfalls das
Personalressort, das man einer Frau
zutraut, zumal es oft den unbequems-
ten Aufgabenbereich umfasst.
Kyra terHornundAnjaTheurerana-

lysieren die Lage in ihrem Buch nicht
mitwissenschaftlichaufbereitetenZah-
len. Sie beschreiben persönliche Ein-
drücke und Erfahrungen. Das mag
manchmal polemisch wirken, deckt
sich aber mit dem, was Frauen täg-
lich in den höheren Eben des beruf-
lichen Alltags erleben. Und warum?
„Jede Frau zuviel zerstört lieb gewon-
neneRituale,manifestierteStrukturen
und ungeschriebene Gesetze, sie sich
seit Jahrzehnten, vielleicht sogar Jahr-
hunderten, eingeschliffen haben“,
schreiben die Autorinnen.
Netzwerke, mit denen Männer seit

Jahrzehnten arbeiten, haben Frauen

oft noch nicht – und wenn doch, sind
siedortunterFrauen,dieebenfallsden
Weg nach oben suchen. Offen frau-
enfeindlichwürde sichheuteniemand
mehr äußern, die Zurücksetzung ist
versteckter. EinegläserneDeckeeben,
nicht zu sehen, aber in ihren Auswir-
kungen immer noch schmerzhaft zu
spüren.
Doch was kann helfen? Eine Quo-

te. Überall dort, wo Frauen gefördert
worden seien, hätten sich auch ge-
nug gefunden, die bereit waren, Ver-
antwortung zu übernehmen, ob mit
oder ohne Quote. So liefert das Buch
interessante Denkanstöße für eine
leider immernochaktuelleDiskussion.
Denn freiwillig, so zeigt es das Be-
rufsleben, geben Männer ihren Ein-
fluss nur sehr ungern ab.

HEIKE LANGENBERG
„ver.diNEWS“-Leser/innenerhalten

das Buch für 9,99 Euro, wenn sie es
bis zum 31. März 2012 auf der Web-
site www.buchschmook.de bestellen
(Kennwort „ver.di NEWS”).

Rituale in Gefahr
Eine gläserne Decke stoppt viele Frauen auf dem Weg nach oben

BUNTE WIESE

DIE GROßE GLEICH-
BERECHTIGUNGSLÜGE

Kyra ter Horn,
Anja Theurer,
Chefin sucht Chefsessel,
Verlagsbuchhandlung
Ehm Welk, Angermünde,
218 Seiten, 19,99 Euro,
ISBN 978-3981170399
(www.gleichberech
tigungsluege.de)
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Ralf Nix leitet jetzt den Bereich Ar-
beiter/innen beim ver.di-Bundesvor-
stand. Er löst Rainer Nehring ab,
der in die Passivphase seiner Alters-
teilzeit gewechselt ist. Ralf Nix hat
zuvor bei der Stadtverwaltung Hanau
gearbeitet. Der gelernte Kfz-Mecha-
nikerwardort zuletzt freigestellterPer-
sonalratsvorsitzender. Außerdem war
der47-Jährigeaufverschiedenenver.di-
Ebenen ehrenamtlich aktiv, u. a. als
Mitglied des Bundesarbeiter/innen-
Ausschusses. Als Themen wollen die
ver.di-Arbeiter/innensich2012schwer-
punktmäßig die Rente mit 67 sowie
die Leih- und Zeitarbeit und die pre-
käreBeschäftigungvornehmen.Außer-
dem wollen sie eine ver.di-Mindest-
lohn-Petition unterstützen. Auf einer
Klausurtag im Januar haben sie auch
beschlossen, in der Tarifpolitik einige
neue Akzente zu setzen.

P E R S O N E L L E S T E RM I N E

Jungs, die raufen
„Bei Patrick Döring weiß ich, dass er
ein Raufbold ist.“

Der hessische FDP-Vorsitzende
Jörg-Uwe Hahn über den neuen
Generalsekretär der Partei,
Patrick Döring. Dieser hatte den
FPD-Vorsitzenden Philipp Rösler
unter anderem als Wegmode-
rierer bezeichnet.

Hinweis:DieAusgabe02
erscheint am4. Febr. 2012.
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Am 6. Januar ist die Kollegin Birgit
Marold-Boll kurz vor ihrem 52. Ge-
burtstag gestorben. Sie hat mehr als
32 Jahre hauptamtlich bei der Ge-
werkschaft gearbeitet, erst bei der
DAG, dann im ver.di-Landesbezirk
Nord, jeweils in der Landesrechtsab-
teilung.„Wirverliereneinestets freund-
liche, hilfsbereite und liebenswerte
Kollegin“, heißt es im Nachruf der
ver.di-Landesbezirksleitung Nord.

N A C H R U F


